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Beschrei bu ng ei ner Verarbeitu ngstäti g keit

t. Al ine

2. Zwecke und nd der Verarbeitu

3. rien der Daten

Aktenzeichen Stand:

21.09.2018
Bezeichnung der Verarbeitungstätigkeit

Alumni-Verwaltung

Verantwortlicher (Bezeichnung, Anschrift, E-Mail-Adresse und Telefonnummer der öffentlichen Stelle)

Hochsch u le für angewandte Wissenschaften Kem pten

Körperschaft des öffentlichen Rechts

Postfach 1680

D - 87406 Kempten
Tel.: +49 (0) 831 2523-0
Fax: +49 (0) 831 2523-104
E-mail : post(at)hs-kempten.de

Bahnhofstraße 61

D - 87435 Kempten

Falls zutreffend: Angaben zu weiteren gemeinsam für die Verarbeitung Verantwortlichen (eweils Bezeichnung, Anschrift, E-

Mail-Adresse und Telefonnummer)

Martina Müller-Amthor, QMR, martina.mueller-amthor@hs-kempten.de, 083112523-495

Behördlicher DatenschuEbeauftragter (Name, dienstliche Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefonnummer)

Datenschutzbeauftragter der Hochschule Kempten
Prof. Dr. Deinzer
Bahnhofstraße 61

87435 Kempten
Fax:0831 2523-9283
E-Mail: Datenschutz(at)hs-kem pten.de

Zwecke
Jährliche Abfrage der Einwilligung flJr weitere Kontrakte bei den AbsolvenU-innen, um die private E-Mail der
Absolventen nutzen zu dürfen.

Rechtsgrundlagen
Art. 6 lit b, c und e DSGVO i.V.m. Art. 33, 34 GG, § 661 a BGB, § 106 GewO

Lfd. Nr. Bezeichnung der Daten

1

2
3
4
5
6
7

Anrede
Name
Vorname
private Email-Adresse
Abschlusssemester
Studiengang
Erklärung( einverstanden, nicht einverstanden, Widerruf



Lfd. Nr. Betroffene Personen

1

Alumnis aller Fakultäten des vorletzten Studienjahres (Ws+darautfolgendes SS)

2

4. n der betroffenen Personen

5. Kategorien der Empfänger, denen die personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder
noch offengelegt werden, einschließlich Empfänger in Drittländern oder internationalen Organi-
sationen

6. Falls zutreffend: Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland oder an eine
internationale isation

7 ene Fristen für die Löschu der verschiedenen Daten onen

8. Allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß Art. 32
Abs. 1 einschließlich der Maßnahmen nach Art. I Abs. 2 Satz2 2018

Weitere Angaben

9. Nur für Polizei- und ustizbehörden

10. Verantwortliche O anisationseinheit

Lfd. Nr. Empfänger Anlass der Offenlegung

ggf. Alumni-Verein ggf. mit erhobenen Daten der Kontaktformulars zur
weiteren Verwendung

Lfd. Nr. Drittland oder internationale Organi-
sation

Geeignete Garantien im Falle einer Übermittlung nach Art. 49 Abs. 1

Unterabsats 2 DSGVO

Lfd. Nr. Löschungsfrist

1-7 Spätestens nach lnstallation und erfolgreicher Einführung der Alumni-Komponente des
H lSinOne - Campusmanagementsystems;
nach Wegfall der Erforderlichkeit, eine Anbietungspflicht an das Archiv besteht nicht.

lnformationssicherheitsleitlinie, Hochschulnetzbenutzungordnung, lT-Benutzungsordnungen
Verhalten gemäß der goldenen Regeln des BSI insbesondere GR 2.10, GR 3.208, GR 3.210 GR 3.212.
GR 3.213
https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSl/Grundschutz/Download/Golden eRegeln.html

Erfolgt ein Profiling im Sinne von Art. 4 Nr. 4 DSGVO?

n Ja tr Nein

Falls ja: Welche Art von Profiling wird durchgeführt?

Besteht für die Verarbeitung eine Errichtungsanordnung?

n Ja, n Nein Falls ja, bitte Datum und Aktenzeichen angeben

Dienststelle / Sachgebiet / Abteilung
Qualitätsmanagement

1 1 . Datenschutz-Folgenabschätzung



3

lst für die Form der Verarbeitung eine DatenschuE-Folgenabschätzung nach Art. 35 DSGVO erforderlich?

tr Ja, X Nein Falls ja, bis wann durchzuführen oder zu überprüfen

Begründung

Die Dateien sind im Vergleich zur eigenen Sachbearbeitung und Aktenführung nicht oder nur
eingeschränkt geeignet das Persönlichkeitsrecht der Betrotfenen zu gefährden.

12. Stell hme des behördlichen Datenschutz
Liegt eine Stel lungnahme des behördlichen Datenschutzbeauftragten vor?

X Ja I Nein

Ggf. nähere Erläuterung
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1.1 Ertäuterungen zum Muster

Welche Verarbeitu ngstäti g keiten si nd i n das Verzeich n is a ufzu neh men?

Aufzunehmen sind alle ganz oder teilweise automatisiefien Verarbeitungstätigkei-

fen - also alle Verarbeitungstätigkeiten, die ganz oder teilweise mit Hilfe von lT-

Systemen erfolgen.

Nichtautomatisiefte Verarbeitungstätigkeiten sind aufzunehmen, soweit die perso-

nenbezogenen Daten in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert

werden sollen (Art. 2 Abs. 1 DSGVO, An.2 Satz 2 BayDSG-E 2018).

,,Dateisystem" ist nach Art. 4 Nr. 6 DSGVO jede strukturierte Sammlung personen-

bezogener Daten, die nach bestimmten Kriterien zugänglich ist. Diese Vorausset-

zung wird regelmäßig vorliegen, wenn eine strukturierte Verarbeitungstätigkeit

schriftlich oder elektronisch dokumentiert und in einer Registratur gespeichert

wird, wie dies bei Behörden üblich ist (vgl. z.B. § 12tf . der Allgemeinen Geschäfts-

ordnung für die Behörden des Freistaates Bayern - AGO). lnsbesondere die Ver-

wendung von Vordrucken für die Erhebung von Daten oder den Verwaltungsablauf

ist ein Anhaltspunkt für die Pflicht zur Aufnahme in das Verarbeitungsverzeichnis.

Das Verarbeitungsverzeichnis soll einerseits alle Verarbeitungstätigkeiten ausrei-

chend konkret darstellen, anderseits nicht zu kleinteilig sein. Der Begriff der,,Ver-

arbeitungstätigkeit" umfasst alle Verarbeitungsschritte, Vorgänge und Vorgangs-

reihen, die einem gemeinsamen Zweck dienen. Es ist daher nicht zu jedem einzel-

nen Verarbeitungsschritt bzw. Vorgang oder zu einer Vorgangsreihe ein eigener

Verzeichniseintrag zu erstellen. Vielmehr ist ein zusammenfassender Verzeich-

niseintrag für die durch den Zweck gleichsam ,,verklammerte" Verarbeitungstätig-

keit ausreichend. lnsbesondere müssen Verarbeitungsschritte, die nur untergeord-

nete Hilfsfunktion haben und damit keinem eigenen neuen Zwecken, sondern

letälich nur dem Zweck der eigentlichen Verarbeitungstätigkeit dienen, nicht ge-

sondert aufgeführt werden.

Beispiele für aufzunehmende Verarbeitungstätig keiten:

- Führung des Melderegisters

- Führung des Gewerberegisters

- Personalaktenverwaltung

- Beihilfebearbeitung

- Wohngeldbearbeitung

- Bearbeitung von Bauanträgen

t
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Zeiterfassung

Einzelne Videoüberwachungen (auch mit mehreren Kameras, soweit an ei-

nem Ort)

Durchführung von Wahlen und Abstimmungen

Fah rerlau bn isverwaltu ng

Kfz-Zulassung

Zu Nr. 1 (Allgemeine Angaben)

(Art. 30 Abs. 1 Satz 2 Buchst. a DSGVO)

Die Bezeichnung der Verarbeitungstätigkeit soll allgemeinverständlich sein und

den jeweiligen Zweck erkennen lassen. Beispiele siehe oben.

,,Verantwortlichef' ist die Behörde oder sonstige öffentliche Stelle, die selbst oder

mittels eines Auftragsverarbeiters die Verarbeitung durchführt. Die in Art. 30

Abs. 1 Slalz 2 Buchst. a DSGVO genannten ,,Vertreter' beziehen sich auf den Ver-

treter im Sinne von Art. 4 Nr. 17 DSGVO und sind damit für öffentliche Stellen

nicht relevant.

,,Gemeinsam für die Verarbeitung Verantwortliche" liegen Vor, wenn zwei oder

mehrere Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und Mittel der Verarbeitung fest-

legen (Art.26 DSGVO).

Als ,,Anschrift" ist jeweils Postleitzahl, Ort, Straße und Hausnummer anzugeben.

Zu Nr. 2 lZwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung)

(Art. 30Abs. 1 Satz2 Buchst. b DSGVO; Art. 31 BayDSG-E 2018)

Die Angabe der Rechtsgrundlagen der Verarbeitungstätigkeit geht über die in

Art. 30 Abs. 1 Satz2 DSGVO aufgeführten Mindestangaben hinaus. Die Angabe

dient dem Nachweis, dass diese Frage geprüft wurde. Für Verarbeitungen im An-

wendungsbereich der Richtlinie zum Datenschutz bei Polizei und Justiz (Richtlinie

(EU) 2016/680, vgl. Art. 28 Abs. 1 BayDSG-E 2018) ist die Angabe der Rechts-

grundlagen demgegenüber verpflichtend (Art. 31 BayDSG-E 2018).

Soweit keine bereichsspezifische gesetzliche Regelung (wie etwa auch Art. 4

Abs. 1 BayDSG-E 2018) besteht, kommen als Rechtsgrundlagen die Tatbestände

nach Art. 6 - bei besonderen Kategorien personenbezogener Daten in Verbindung

mit Art. I DSGVO und Art. 8 BayDSG'E 2018 - in Betracht.

Zu Nr. 3 (Kategorien der personenbezogenen Daten)

(Art. 30 Abs. 1 Satz2 Buchst. c DSGVO)



6

Unter Kategorien sind aussagefähige Oberbegriffe zu verstehen, z.B. ,,Name und

Vorname",,,Anschrift",,,Staatsangehörig keit". Angaben rei n tech nischer Art (2. 8.

Feldnummern, Schlüsselnummern usw.) sind nicht erforderlich. Die Bezugnahme

auf beigefügte Beschreibungen von Datensätzen ist zulässig, wenn aus diesen die

personenbezogenen Daten eindeutig hervorgehen.

Zu Nr. 4 (Kategorien der betroffenen Personen)

(Art. 30 Abs. 1 Satz2 Buchst. c DSGVO)

Zu beschreiben sind hier Personengruppen, die von der Verarbeitung betroffen

sind. Beispiel: ,,Bauantragsteller" oder,,Beihilfeberechtigte und deren Angehörige"

Anzugeben sind auch Personengruppen innerhalb der öffentlichen Stellen, deren

Daten verarbeitet werden. Beispiel: ,,Sachbearbeiter im Bauamt".

Zu Nr. 5 (Kategorien der Empfänger)

(Art. 30 Abs. 1 Satz2 Buchst. d DSGVO)

Nach Art. 4 Nr. 9 DSGVO ist Empfänger,,eine natürliche oder juristische Person,

Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, der personenbezogene Daten offenge-

legt werden, unabhängig davon, ob es sich bei ihr um einen Dritten handelt oder

nicht". Zu den Empfängern gehören daher auch Auftragsverarbeiter sowie Stellen

innerhalb der Behörde, denen die Daten weitergegeben werden oder die Zugritt

auf die Daten haben.

Zu beachten ist ferner die Ausnahmeregelung des Art 4 Nr. 9 Satz 2 DSGVO, wo-

nach Behörden unter bestimmten, in dieser Vorschrift genannten Voraussetzun-

gen nicht als Empfänger gelten.

Zu Nr. 6 (übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland o-

der an eine internationale Organisation)

(Art. 30 Abs. 1 Satz? Buchst. e DSGVO)

Als Drittländer werden alle Länder außerhalb der Europäischen Union oder des

Europäischen Wirtschaftsraumes bezeichnet. lm Falle einer Übermittlung an ein

Drittland oder eine internationale Organisation nach Art. 49 Abs. 1 Unterabsatz 2
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DSGVO sind die geeigneten Garantien in Bezug auf den Schutz personenbezoge-

ner Daten in Spalte 3 festzuhalten. Soweit erforderlich kann dazu auf ergänzende

Dokumente verwiesen werden.

Zu Nr. 7 (Vorgesehene Fristen für die Löschung der verschiedenen Datenka-

tegorien)

Personenbezogene Daten dürfen nur so lange gespeichert werden, wie es für die

Zwecke erforderlich ist, für die sie verarbeitet werden (Grundsatz der,,Speicherbe-

grenzung", Art. 5 Abs. 1 Buchst. e DSGVO). Gespeicherte Daten sind daher un-

verzüglich zu löschen, sobald sie für die Aufgabenerfüllung der öffentlichen Stelle

nicht mehr erforderlich sind (vgl. DSGVO-Erwägungsgrund 39). DerVerantwortli-

che sollte daher Fristen für die Löschung oder regelmäßige Überprüfung der per-

sonenbezogenen Daten vorsehen (vgl. DSGVO-Erwägungsgrund 39). Fachge-

setzliche Regelungen sind zu beachten.

über den eigentlichen Speicherungsanlass hinaus (2.8. zur Bearbeitung eines An-

trags auf Baugenehmigung) kann eine Speicherung auch zur ErfÜllung von Doku-

mentationspflichten erforderlich sein.

Anzugeben ist auch der Beginn der Löschungsfrist. Vor einer Löschung von Daten

sind die archivrechtlichen Anbietungspflichten zu beachten.

Zu Nr. 8 (Altgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen

Maßnahmen gemäß Artikel 32 Absatz I DSGVO ggf. einschließlich der Maß-

nahmen nach Art. 8 Abs. 2 Satz 2 BayDSG-E 2018)

(Art. 30 Abs. 1 Satz2 Buchst. g DSGVO; Art. 8 Abs. 2 Satz2 BayDSG-E 2018)

Hier sind die technischen und organisatorischen Maßnahmen nach Art.32 Abs. 1

DSGVO allgemein zu beschreiben. Trotz der in Art. 30 Abs. 1 Satz2 Buchst. g

DSGVO verwendeten Formulierung ,,wenn möglich" hat der Verantwortliche hier in

aller RegelAngaben zu machen, da er ohnehin verpflichtet ist, ,,geeignete techni-

sche und organisatorische Maßnahmen" zu treffen. Entsprechende lnformationen

werden dem Verantwortlichen daher in aller Regel vorliegen.

Eine Beschreibung von Maßnahmen nach Art. 8 Abs. 2 Satz 2 BayDSG-E 2018 ist

erforderlich, wenn besondere Kategorien personenbezogener Daten nach Art. 9

Abs. 1 DSGVO verarbeitet werden.

Aus datenschutzrechtlicher Sicht zentral ist insbesondere die Fähigkeit, die Ver-

traulichkeit, lntegrität und Verfügbarkeit der Systeme und Dienste im Zusammen-

hang mit der Verarbeitung auf Dauer sichezustellen. Es ist zulässig und oft auch



I

ausreichend, wenn dazu und im Hinblick auf die weiteren in Art. 32 Abs. 1 DSGVO

genannten Maßnahmen auf ein vorhandenes lnformationssicherheitskonzept ver-

wiesen wird (vgl. Art. 11 Abs. 1 Satz2 Bayerisches E-Government-Gesetz).

Zu Nr. 9. (Nur für Verarbeitungen durch Polizei- und Strafjustizbehörden)

(Art. 31 BayDSG-E 2018)

Angaben zum Profiling sind nur erforderlich, wenn bei Verarbeitungen im Sinne

des Art. 28 Abs. 1 BayDSG-E 2018 im Anwendungsbereich der Richtlinie zum Da-

tenschutz bei Polizei und Justiz ein Profiling erfolgt. Relevant kann dies für Behör-

den der Polizei, Gerichte in Strafsachen und Staatsanwaltschaften, Strafvollstre-

ckungs- und Justizvollzugsbehörden sowie Behörden des Maßregelvollzugs sein,

soweit diese personenbezogene Daten zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung,

Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten,

einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die öffentliche

Sicherheit verarbeiten. Sonstige Behörden können nur betroffen sein, soweit diese

personenbezogene Daten verarbeiten, um Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten

zu verfolgen oder zu ahnden.

,,Profiling" ist nach Att.4 Abs. 4 DSGVO ,jede Art der automatisierten Verarbeitung

personenbezogener Daten, die darin besteht, dass diese personenbezogenen Da-

ten verwendet werden, um bestimmte persönliche Aspekte, die sich auf eine na-

türliche Person beziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte bezüglich Ar-

beitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, persönliche Vorlieben, lnteressen,

Zuverlässigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser natürlichen

Person zu analysieren oder vorherzusagen".

Errichtungsanordnungen werden nach Art. 47 PAG bzw. zukünftig nach Art. 64

Abs. 1 PAG-E 2018 erstellt.

Zu Nr. 10 (Verantwortliche Organisationseinheit)

Hier ist die Dienststelle, das Referat oder die sonstige Organisationseinheit der öf-

fentlichen Stelle anzugeben, in der die Verarbeitungstätigkeit erfolgt. Beispiele:

,,Personalreferat" oder,,Bauamt".

Zu Nr. I I (Datenschutz-Folgenabschätzung)

Die Angabe, ob eine Datenschutz-Folgenabschätzung für die Verarbeitungstätig-

keit durchzuführen ist, geht über die Art. 30 Abs. 1 Satz 2 DSGVO aufgeführten
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Mindestangaben für die Beschreibung von Verarbeitungstätigkeiten hinaus. Sie

dient dem Nachweis, dass diese Frage in Abstimmung mit dem behördlichen Da-

tenschutzbeauftragten geprüft wurde.

Welches Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen von einer be-

absichtigten Verarbeitung personenbezogener Daten ausgeht und wie dieses Ri-

siko bewältigt werden kann, ist vor jeder Verarbeitung zu prüfen. Eine Daten-

schutz-Folgenabschätzung nach Art. 35 Abs. 1 Satz 1 DSGVO ist dagegen nur

durchzuführen, wenn ,,eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung

neuer Technologien, aufgrund der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwe-

cke der Verarbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko für die Rechte und Freihei-

ten natürlicher Personen zur Folge" hat. Diese Voraussetzung wird nur bei weni-

gen Verarbeitungstätigkeiten vorliegen. Für Polizeibehörden richtet sich die Daten-

schutz-Folgenabschätzung nach Art. 64 Abs. 2 PAG-E 2018.

Die Datenschutz-Folgenabschätzung ist ,,vorab", d.h. vor dem Einsatz einer Verar-

beitung durchzuführen. Für bereits laufende Verarbeitungen, die ohne wesentliche

Anderungen fortgeführt werden und die eine Datenschutz-Folgenabschätzung er-

fordern, ist diese in einer Übergangsfrist spätestens bis zum 25. Mai 2021 nachzu-

holen.

Nr. 8 dieser Arbeitshilfe enthält weitere Hinweise zu den Voraussetzungen und der

Du rchfüh ru ng einer Datensch utz-Fol genabschätzu ng nach Art. 35 DSGVO.

Zu Nr. 12 (Stellungnahme des behördlichen Datenschutzbeauftragten)

Dem behördlichen Datenschutzbeauftragten ist vor dem erstmaligen Einsatz oder

einer wesentlichen Anderung eines automatisierten Verfahrens, mit dem perso-

nenbezogene Daten verarbeitet werden, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben

(Att. 12Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BayDSG-E 2018). Eine Stellungnahme des behördli-

chen Datenschutzbeauftragten ist nach Art.24 Abs. 5 BayDSG-E 2018 auch vor

dem Einsatz einer Videoüberwachung einzuholen.



Allgemeine Beschreibung der eingesetzten Datenverarbeitungsanlagen und der
technischen und organisatorischen Maßnahmen nach

Att.7 und 8 BayDSG

Erstmalige Beschreibung Anderung der Beschreibung

1. Al etne ben

2. Ei Datenverarbeitu n und ram

3. Maßnahmen zur Sicherstellung der jederzeitigen Verfügbarkeit der
icherten Daten

Bezeichnung des Verfahrens Stand dieser Beschreibung

21.09.2018Alumni-Verwaltung

Nähere Auskünfte erteilt Telefon

Frau Martina Müller-Amthor 0831 /2523-495

Bezeichnung (2. B. Server im PC -Netzwerk, Intranet bzw. Einzelplatzrechner) und Standort der Anlage

PC Qualitätsmanagement und Typo3 Server der Venrualtungs-lT

Eingesetztes Betriebssystem

8 eines Rechners der Verwaltungs-lT

Eingesetzte Software (2. B. Standardsoftware, Datenbanken, spezielle für das freizugebende Verfahren
erworbene oder selbst erstellte Software)

Office, Typo3 des CMS unter
https://www. hs-kempten.de/hochschule/organisation/hochschulorgane/qm/einwilligung. html

(2. B. Anfertigung von Sicherungskopien)

Jährliche Abfrage der Einwilligung für weitere Kontakte bei den AbsolvenU-innen, um die private
E-Mail der Absolventen nutzen zu dürfen für:

Kontaktaufnahme als Alumni der Hochschule Kempten

Weitergabe der E-Mail-Adresse an den Alumni-Verein

Umfragen im Rahmen des Qualitätsmanagements z.B. die Bayerische Absolventen Studie bzw.
Bayerische Absolventen Panel (BAS/BAP) des lnstituts für Hochschulforschung (lHF), München

lnformationen zu Veranstaltungen aus lhrer Fakultät der Hochschule Kempten

tr

IT



(2. B. Schutzmaßnahmen für den Rechnerraum, Maßnahmen zur sicheren Aufbewahrung der Datenträger,
Festlegung der zur Eingabe oder Übermittlung berechtigten Personen, Zugriffskontrolle mittels Passwort,
Protokollierung von Eingaben, Erstellung von Richtlinien und Arbeitsanweisungen)

QM-Büro entweder besetzt oder verschlossen

Seite 2

4. Maßnahmen, die sicherstellen, dass Daten nur von den Berechtigten geändert
ht können

5. Maßnahmen zur Sicherstellu der Veftraulichkeit Daten

Erläuterung

Nach Art. 26 Abs. 3 Satz 1 BayDSG ist dem Antrag auf datenschutzrechtliche Freigabe eines auto-
matisierten Verfahrens neben der Verfahrensbeschreibung auch eine allgemeine Beschreibung der
eingesetzten Datenverarbeitungsanlagen und der technischen und organisatorischen Maßnahmen
nach Art. 7 und 8 BayDSG beizufügen. Dieser Vordruck ist daher ergänzend zum Vordruck ,,Ver-
fahrensbeschreibung nach Art. 26 Abs. 3 Satz 1 BayDSG" dem Freigabeantrag beizufügen. Die
Angaben auf diesem Vordruck werden nicht in das Verfahrensverzeichnis aufgenommen.

Kein Zugriff von außen

zu PC nur nach Authentifizierung

(2. B. Festlegung der zum Lesen berechtigten Personen, Abslcherung gegen unbefugten Zugriff Dritter,
Sicherung der Vertraulichkeit beim Transport oder der Übermrttlung von Daten)

Datum, Unterschrift

1 .09.2018 Martina


